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Anderungsantrag zu EP-FR-01

Von Zeile 167 bis 168 einfiugen:

Reform des Sicherheitsrats, in dem wir eine gerechtere Reprasentanz der Weltregionen
gewahrleisten wollen. Langfristig zielen wir darauf ab, das Vetorecht abzuschaffen.
Wenn der Sicherheitsrat im Falle von schwersten Menschenrechtsverletzungen
anhaltend blockiert ist, soll die Generalversammlung an seiner Stelle nach dem Vorbild
der ,Uniting For Peace-Resolution 377" von 1950 uber friedenserzwingende
MalBnahmen, also diplomatische MaBnahmen, Sanktionen oder militarische
MalBnahmen gemald Kapitel VII der UN-Charta mit qualifizierter Mehrheit beschlielSen.

Begrundung

Dieser Satz wiederholt praktisch wortlich die entsprechenden Satze in unserem

Bundestagswahlprogramm, https://cms.gruene.de/uploads/documents/
Wahlprogramm_DIE_GRUENEN_Bundestagswahl_2021.pdf, S. 224 und unserem
Europawahlprogramm von 2019, https://cms.gruene.de/uploads/documents/
B90OGRUENE_Europawahlprogramm_ 2019 barrierefrei.pdf , dort S. 126f. Im
Grundsatzprogramm von 2020 ( https://cms.gruene.de/uploads/documents/
20200125 Grundsatzprogramm.pdf, ist diese Forderung in den Absatzen 374 und 394
enthalten.

Diese Auslegung der VN-Charta gehort praktisch seit Beginn der Vereinten Nationen zu
den zentralen Rechtsstandpunkten der Generalversammlung. Im Prazedenzfall von
1950 hat sie Volkerrecht gegen den erklarten Willen einer Vetomacht gesetzt und
damit den massiven Militareinsatz gegen eine weitere (spatere) Vetomacht, die VR
China, dauerhaft legitimiert, der die Freiheit Sidkoreas mdglich machte.

Zu den im VII. Kapitel der VN-Charta als friedensdurchsetzend (bei unmittelbar
drohenden oder bereits begonnenen Kriegen) klassifizierten Massnahmen gehoren
keineswegs nur die vor allem in den Artikeln 42 - 47 geregelten militarischen
Massnahmen, sondern genauso die vor allem im Artikel 41 geregelten diplomatischen,
kommunikativen und 6konomischen Druckmittel.

Es soll also niemand glauben, Grine wirden hier etwas vdéllig Neues, noch nie
Erprobtes verlangen oder Grine wurden militarische Schritte schon befurworten,
bevor alle nichtmilitarischen Moglichkeiten ausgeschopft oder als offensichtlich
wirkungslos verworfen wurden.

Kurz als innergriner Ruckblick:

Im Schutzverantwortungs-Beschluss ,Fur eine Verantwortung zum Schutz der
Menschenrechte”, zu dem sich 2012 die BDK Hannover nach langer, engagiert
gefuhrter Debatte durchgerungen hat, haben wir diese Forderung verankert - siehe
https://wolke.netzbegruenung.de/s/5]acEQFKG2k4rrA?
dir=undefined&path=%2F2012-11-Hannover&openfile=28918899 , dort S. 7. Darauf
aufbauend haben wir sie in unsere Bundestagswahlprogramme von 2013 ( https://

wolke.netzbegruenung.de/s/5JacEQFKG2k4rrA?dir=undefined&path=%2F2013-04-
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Berlin&openfile=28918417 , dort S. 307) und 2017 ( https://wolke.netzbegruenung.de/
s/5JacEQFKG2k4rrA?dir=undefined&path=%2F2017-06-Berlin&openfile=28918663,
dort S. 86) aufgenommen und dann in unser Europawahlprogramm von 2019, unser
Grundsatzprogramm von 2020 und unser Bundestagswahlprogramm von 2021 (Links
S.0.).

Wir sollten diese besonders wichtige programmatische Entscheidung auch in unserem
nachsten Europawahlprogramm in vollem Umfang und unmissverstandlich
bekraftigen, denn:

Die Vereinten Nationen haben gemals Artikel 1.1. ihrer Charta den Auftrag, "den
Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren und zu diesem Zweck
wirksame Kollektivmassnahmen zu treffen, um Bedrohungen des Friedens zu verhiuten
und zu beseitigen, Angriffshandlungen und andere Friedensbriche zu unterdricken
. (vgl. https://www.un.org/en/about-us/un-charter/chapter-1 ). Zur wirksamen
Wahrung des Weltfriedens mussen die Vereinten Nationen sich auch Uber die
Machtinteressen einer Vetomacht oder mehrerer Vetomachte hinwegsetzen kdnnen.
Um das zu kdnnen, brauchen sie die Fahigkeit, Veto-Blockaden ihres Sicherheitsrats zu
uberwinden. Dies geht, indem eine qualifizierte Mehrheit, also eine Zwei-Drittel-
Mehrheit der Generalversammlung einspringt und selbst friedenserzwingende
Massnahmen nach Kapitel VIl der VN-Charta beschliesst. Das Recht dazu hat sich die
Generalversammlung 1950 erstmals selbst zugesprochen. Wenn sie dieses Recht
praktisch anwendet, dann geht die grosse Mehrheit der in der Generalversammlung
vertretenden Mitgliedsstaaten in einen ernsthaften politischen Konflikt. Standige
Mitglieder des Sicherheitsrats werden behaupten, diese Durchkreuzung ihrer
Vetomacht sei eine unzuldssige Uber- bzw. Fehlinterpretation der VN-Charta. Wir
sollten uns der Risiken bewusst sein, die mit einem solchen Vorgehen verbunden sind,
aber genauso der noch viel hoheren Risiken bei einer abwartend-resignierenden
Haltung. Der Machtanspruch der Vetomachte darauf, dass nur mit ihrer Zustimmung
oder Duldung schwerste Menschenrechtsverletzungen, also breit angelegte,
systematische Vertreibungs- oder Kriegsverbrechen und Volkermord verhindert oder
gestoppt werden durfen, kann jederzeit wieder zu ganz unertraglichen Situationen
fuhren.

Grune sollten dabei bleiben, auch in solchen Situationen auf keinen Fall "Koalitionen
der Willigen" ohne VN-Mandat zuzustimmen. Der Anschein, auf solche Weise einfacher
oder schneller die erforderliche "Feuerkraft" zusammen zu bekommen, tauscht.
Erfahrungsgemal kdnnen die Folgen flur die betroffenen Lander verheerend sein und
der Bruch der VN-Charta weltweit die friedenssichernde Geltung des Volkerrechts und
der Vereinten Nationen massiv beschadigen. Eben deswegen ist der Ausweg,
friedenserzwingende Massnahmen durch die Generalversammlung zu mandatieren,
ein lebenswichtiger, entscheidender Schritt auf dem Weg zu einer gut
funktionierenden Weltfriedensordnung.

Das Recht der Generalversammlung, friedenserzwingende Massnahmen mit
qualifizierter Mehrheit zu mandatieren, macht die Vereinten Nationen in jeder
Konfliktlage tatsachlich entscheidungsfahig.

Erst nachdem die grosse Mehrheit der VN-Mitgliedsstaaten auf dieses Recht gestutzt
mehrere Konflikte mit Vetomachten durchgestanden, die Starke des Rechts gegen das
"Recht des Starkeren" durchgesetzt und Frieden erfolgreich erzwungen haben, gibt es
vernunftige Grunde fur die Hoffnung auf eine Welt ohne Atomwaffen. Denn erst dann
werden alle Atommachte den Vereinten Nationen zutrauen, ihre eigenen nationalen,
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als vital betrachteten Interessen, auch in einem ernsthaften Konflikt mit den gréssten
anderen Machten zuverlassig und dauerhaft zu schitzen. Erst dann werden sie den
Verzicht auf ihre eigenen Atomwaffen als weniger riskant, auch fur sie selbst,
betrachten als die Gefahren beim Atommacht-Bleiben.

Der hiermit beantragte, erganzende Satz konkretisiert ausser den Zeilen 160 - 168
auch die Zeilen 36 - 45, also ,Frieden und Freiheit erwachsen nicht aus Abschottung,
sondern aus einem wertegeleiteten und fairen Umgang mit unseren Partnerinnen und
Partnern. Das wichtigste Forum dafur sind die Vereinten Nationen (UN) und ihre
Organisationen, die wir starken und gerechter gestalten wollen. Sie sind der beste Weqg
zu einem Multilateralismus, in dem die Starke des Rechts wirkt, nicht das Recht des
Starkeren. Die EU muss in diesen herausfordernden Zeiten alle Mdglichkeiten
internationaler Zusammenarbeit aktiv suchen und alle Kanale der Kooperation nutzen,
um den Frieden zu wahren, demokratische Krafte zu starken und Konflikten
vorzubeugen. Die EU muss aktiv um Partnerschaften mit Landern des Globalen Stdens
werben.”

FUr diese partnerschaftliche Verbindung mit den Landern des Globalen Sudens ist die
Generalversammlung der Vereinten Nationen das wichtigste Gremium. Es hat sich
grade im Ukrainekrieg bewahrt (vgl. https://de.wikipedia.org/wiki/

Resolution ES-11/1 der UN-Generalversammlung, https://www.tagesschau.de/ausland/
amerika/un-vollversammlung-141-fuer-frieden-101.html , https://www.berliner-
zeitung.de/news/russland-scheitert-mit-kandidatur-fuer-sitz-in-un-menschenrechtsrat-
li.2147936 ). Die EU sollte in Zukunft offen auch fur Forderungen des Globalen Sudens
sein, mit dem Mandat der Generalversammlung gut dosierten, anhaltenden Druck auf
friedensgefahrdende und friedensbrechende Staaten - nicht nur, aber eben auch des
Globalen Nordens - auszuuben, und zwar durch gemeinsam mandatierte und
gemeinsam ergriffene Massnahmen gemafl Kapitel VIl der VN-Charta.

weitere Antragsteller*innen

Thomas Mohr (KV Minchen); Burkhard Koppen (KV Traunstein); Peter Meiwald (KV
Ammerland); Rainer Lagemann (KV Steinfurt); Thomas Wolff (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel); Anna Katharina Boertz (KV Celle);
Philipp Schmagold (KV PIon); Beate Sattler-Ashoff (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Ralf Henze (KV Odenwald-Kraichgau); Sabine Hebbelmann (KV
Odenwald-Kraichgau); Detlef Wilske (KV Berlin-Lichtenberg); Ellis Huber (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Delphine Scheel (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf);
Hans Schmidt (KV Bad Tolz-Wolfratshausen); Frank Dursch (KV MUnchen); Lucia
Schmidt (KV Bad Tolz-Wolfratshausen); Bettina Deutelmoser (KV Stade); Swantje May
(KV Berlin-Neukodlin); sowie 33 weitere Antragsteller*innen, die online auf Antragsgrun
eingesehen werden kénnen.

Seite 3


https://de.wikipedia.org/wiki/Resolution_ES-11/1_der_UN-Generalversammlung
https://de.wikipedia.org/wiki/Resolution_ES-11/1_der_UN-Generalversammlung
https://de.wikipedia.org/wiki/Resolution_ES-11/1_der_UN-Generalversammlung
https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/un-vollversammlung-141-fuer-frieden-101.html
https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/un-vollversammlung-141-fuer-frieden-101.html
https://www.berliner-zeitung.de/news/russland-scheitert-mit-kandidatur-fuer-sitz-in-un-menschenrechtsrat-li.2147936
https://www.berliner-zeitung.de/news/russland-scheitert-mit-kandidatur-fuer-sitz-in-un-menschenrechtsrat-li.2147936
https://www.berliner-zeitung.de/news/russland-scheitert-mit-kandidatur-fuer-sitz-in-un-menschenrechtsrat-li.2147936

	EP-FR-01-168 C – Was Frieden schützt
	Änderungsantrag zu EP-FR-01
	Von Zeile 167 bis 168 einfügen:

	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


